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BOZEN, 22. April. „Ich habe einen Brief
in der Hand, der sogar über das hinaus-
geht, was wir gefordert hatten.“ Was Luis
Durnwalder mitteilte, verschlug manchen
Zuhörern die Sprache. Rom zeigt sich
nach Jahrzehnten strikter Weigerung be-
reit, den Relikten des Faschismus im italie-
nischen Teil Tirols die Anziehungskraft zu
nehmen – bis hin zu ihrer Demontage. In
dem Schreiben hatte der vormalige Kultur-
minister Sandro Bondi dem Südtiroler
Landeshauptmann mitgeteilt, dass er die
Zukunft aller in Südtirol vorhandenen
Zeugnisse der Herrschaft Mussolinis in
die Verantwortung der Autonomen Pro-
vinz lege. Der Grund für das überraschen-
de Einlenken: Siegfried Brugger und Karl
Zeller, Abgeordnete der Südtiroler Volks-
partei (SVP) in der römischen Parlaments-
kammer, hatten sich beim seinerzeitigen
Misstrauensantrag gegen den mittlerweile
durch Berlusconis Parteigänger Giancarlo
Galan ersetzten Bondi der Stimme enthal-
ten und dafür im Gegenzug jene Zusagen
erhalten. Laut Durnwalder gelten sie trotz
des Ministerwechsels fort.

Die italienischen Rechtsparteien in Süd-
tirol sind entrüstet. Sie machen Front ge-
gen den „Verrat an Italien“. So organisier-
te Donato Seppi, Abgeordneter der „Unita-
lia“ im Südtiroler Landtag, eine Demons-
tration gegen die Entschärfung der faschis-
tischen Denkmäler. Dazu ließ er vom Tren-
tino über die Lombardei bis ins Veneto An-
hänger mobilisieren. Gut tausend Perso-
nen nahmen am „Marsch auf Bozen“ teil,
zu dem neofaschistische Gruppierungen
aufgerufen hatten. Die Zugeständnisse
Roms ließ auch Südtiroler Parlamentarier
von Berlusconis PdL und aus der abgespal-
tenen FLI-Fraktion des vormaligen Postfa-
schisten Gianfranco Fini, verstört zurück.
Für Giorgio Holzmann (PdL) muss „die
Regierung die Verantwortung für ihre Ta-
ten übernehmen“. Ebenso wie der PdL-
Landtagsabgeordnete Mauro Minniti und
15 Gemeinderäte des Südtirol-Ablegers
des PdL trat er von allen Parteifunktionen
zurück. Und Alessandro Urzí (FLI) ist

„froh, dieser Regierung den Rücken ge-
kehrt zu haben“.

Was sind das für Relikte, die seit Jahr-
zehnten immer wieder Anlass für erbitter-
te Auseinandersetzungen bieten? Da ist
zum einen das Siegesdenkmal in Bozen.
Es war auf Anordnung Benito Mussolinis
errichtet worden. Die im imperial-römi-
schen Stil gehaltenen faschistischen Sym-
bole, die Säulen, Pilaster und Liktorenbün-
del, sind für die beiden Sprach- und Volks-
gruppen der Deutschen und Ladiner „Aus-
druck der Beleidigung und Unterjo-
chung“. Zumal auf dem Denkmal die In-
schrift prangt: „Hic patriae fines siste sig-
na, hinc ceteros excoluimus lingua legibus
artibus“ („Hier an den Grenzen des Vater-
landes setze die Feldzeichen. Von hier aus
bildeten wir die anderen durch Sprache,
Gesetze und Künste“).

Sodann befindet sich an der Stirnseite
des Gebäudes der Bozner Finanzverwal-
tung – des einstigen „Hauses des Faschis-
mus“ – ein monumentales Relief. Im Zen-
trum des von Hans Piffrader geschaffenen
Bilderfrieses tut der Duce in Reiterpose,
den Arm zum Faschistengruß erhoben,
den Leitspruch der Bewegung kund: „Cre-
dere, obbedire, combattere“ („Glauben,
gehorchen, kämpfen“). Das Monstrum
von 36 Metern Länge und fünfeinhalb Me-
tern Höhe besteht aus 57 Travertin-Plat-

ten, die zusammen 95 Tonnen wiegen. Als
der abgesetzte Mussolini 1943 als Hitlers
Satrap in der „Republik von Saló“ „regier-
te“ und die deutsche Wehrmacht einrück-
te, fehlten an Piffraders Werk noch drei
Platten. Das demokratische Italien ließ sie
1957 montieren, als Staatspräsident Gio-
vanni Gronchi dem „Alto Adige und Bol-
zano“ einen Besuch abstattete.

Das Alpini-Denkmal in Bruneck im Pus-
tertal – im Volksmund „Kapuzinerwastl“
– war 1938 zu Ehren der „Divisione Puste-
ria“ errichtet worden, die in den italieni-
schen Kolonialkriegen bei der Unterwer-
fung Äthiopiens im Einsatz war. Es war in
den sechziger Jahren mehrmals Ziel von
Sprengstoffanschlägen und Farbattacken
des „Befreiungsausschusses Südtirol“
(BAS), weshalb von der ursprünglich
mannshohen Statue bloß ein Kopf-Torso
auf einem Steinsockel erhalten blieb. Um-
stritten ist es nicht nur wegen der italieni-
schen Kriegsverbrechen in Äthiopien, des
Völkermords durch Giftgaskrieg in Abessi-
nien. Sondern auch wegen seines symboli-
schen Gehalts als „Monument der italieni-
schen Besatzung in Südtirol“, den die Op-
positionsparteien „Südtiroler Freiheit“,
„Union für Südtirol“ und „Freiheitliche“
darin erkennen wollen. Sie sehen sich
durch alljährliche Aufmärsche von Abord-
nungen rechtsextremer italienischer Grup-

pierungen vor dem „Kapuzinerwastl“ und
anderen Überbleibseln des Faschismus in
Südtirol darin bestärkt. Dazu zählen auch
die im 1918 annektierten Teil Tirols errich-
teten Ossuarien mit den Gebeinen italieni-
scher Soldaten, die aus weiter südlich gele-
genen Friedhöfen herbeigeschafft worden
sind.

In ersten Reaktionen Durnwalders und
anderer SVP-Politiker auf Bondis Brief
war tatsächlich von der Entfernung des
Duce-Reliefs, des Alpini-Denkmals sowie
vom Anbringen „erklärender Tafeln“ am
Siegesdenkmal die Rede. Doch als bei den
italienischen Parteien die Wogen hochgin-
gen, schlug Durnwalder vor, statt den
Duce hoch zu Ross aufwendig abzutragen,
könne man den Fries „einfach verdecken“.
Die Abgeordneten Brugger und Zeller reg-
ten einen Künstlerwettbewerb an, „um
dem Relief seine faschistische Symbol-
kraft zu nehmen“. Die Südtiroler Landes-
regierung griff den Vorschlag auf und be-
schloss einen „Ideenwettbewerb“. Eine
Kommission aus jeweils zwei Vertretern
der deutschen und der italienischem so-
wie einem der ladinischen Sprachgruppe
kürte aus den 483 eingegangenen Vor-
schlägen „nach künstlerischen und techni-
schen Kriterien“ die fünf besten Projekte.
Nach Ostern wird – unter Einbindung des
Bozner Bürgermeisters Luigi Spagnolli –
die Landesregierung das Siegerprojekt be-
stimmen. Die Entwürfe für die Erklärungs-
tafeln vor den Beinhäusern in Gossensass,
Burgeis und Innichen hat sie bereits geneh-
migt. Und in den rund 700 Quadratmeter
umfassenden Räumen unter dem Sieges-
denkmal soll ein Museum zur Epoche des
Faschismus und Nationalsozialismus ein-
gerichtet werden.

Durnwalder und andere SVP-Politiker
haben sich nunmehr den Vorwurf des
„Wortbruchs“ eingehandelt. Für Eva
Klotz und Sven Knoll, Landtagsabgeordne-
te der „Süd-Tiroler Freiheit“, gibt es „kein
Recht auf Beibehaltung und Verherrli-
chung des Faschismus“. Die emotionale
Debatte über die sichtbare Hinterlassen-
schaft des italienischen Faschismus zeigt,
dass Geschichte bisweilen einfach nicht
vergehen will. Dass diese Machwerke aus
der Ära Mussolini im Gegensatz zu den ab-
geräumten Relikten Francos in Spanien
noch immer existieren, nützt nur radika-
len Kräften. Den einen, die mit pompösen
Aufmärschen davor regelmäßig provozie-
ren. Den anderen, die just aus diesen Pro-
vokationen ihr bisweilen ebenso rück-
wärtsgewandtes Profil zu schärfen vermö-
gen.

hcr. JERUSALEM, 22. April. Der
amerikanische Präsident Obama er-
wägt offenbar, einen neuen Nahost-
Friedensplan vorzulegen. Nach Infor-
mationen der Zeitung „New York
Times“ soll er einen palästinensischen
Staat in den Grenzen von 1967 mit Ost-
jerusalem vorsehen. Die Palästinenser
sollen demnach im Gegenzug auf eine
Rückkehr der Flüchtlinge verzichten,
während Israel umfangreiche Sicher-
heitsgarantien erhalten könnte. Der
frühere palästinensische Außenminis-
ter Schaath bezeichnete jedoch das
Rückkehrrecht als entscheidend. In Is-
rael zitierte die Presse ungenannte Re-
gierungsvertreter, die davor warnten,
den Konfliktparteien einen Friedens-
plan aufzuzwingen. Auch könnte ein
Vorstoß Obamas eine neue Initiative
des israelischen Ministerpräsidenten
Netanjahu erschweren. Er wird mögli-
cherweise Ende Mai vor dem Kongress
in Washington seine Vorstellungen dar-
legen. Obama will angeblich mit sei-
nem Plan, über den jedoch in seiner Re-
gierung laut dem Zeitungsbericht noch
keine Einigkeit besteht, schon zuvor
an die Öffentlichkeit gehen. Unterdes-
sen unterstützen in Tel Aviv eine Grup-
pe prominenter israelischer Intellektu-
eller und Künstler die Gründung eines
palästinensischen Staats. Vor dem Ge-
bäude, in dem einst David Ben Gurion
die Unabhängigkeit Israels verkündigt
hatte, verlasen sie eine Unabhängig-
keitserklärung für einen palästinensi-
schen Staat. Rechte Demonstranten be-
schimpften die Gruppe, der 17 Israelis
angehören, die mit dem renommierten
Israel-Preis ausgezeichnet wurden, als
„Verräter“ und „fünfte Kolonne“. Un-
terdessen haben die israelischen Streit-
kräfte vor Anschlägen der Hizbullah
auf israelische Touristen im Ausland
gewarnt. Während des eine Woche dau-
ernden jüdischen Passah-Festes reisen
Zehntausende Israelis ins Ausland.

kps. WIEN, 22. April. Der tschechische
Präsident Václav Klaus hat am Donners-
tag mit der Ernennung von zwei neuen par-
teilosen Ministern die Regierungskrise be-
endet. Nachfolger von Rudolf John als In-
nenminister wird der frühere Chef der Son-
dereinheit der Polizei zur Bekämpfung des
Organisierten Verbrechens (Uskok), Jan
Kubice; das Verkehrsministerium über-
nimmt Radek Šmerda, der Stellvertreter
des bisherigen Ministers Vít Bárta. John
und Bárta gehören der Partei „Öffentliche
Angelegenheiten“ (VV) an, die durch eine
Korruptionsaffäre die Regierungskrise aus-
gelöst hatte.

Bárta scheidet bis zur Überprüfung des
Vorwurfs, er habe zwei VV-Abgeordnete
bestochen, damit sie über die Finanzierung
der Partei Stillschweigen bewahrten, aus
der Regierung aus. John bleibt hingegen
stellvertretender Ministerpräsident, und

der dritte VV-Minister, Josef Dobeš (Erzie-
hung), dessen Rücktritt Ministerpräsident
Petr Nečas von der konservativen ODS
ebenfalls verlangt hatte, behielt sein Amt.

Nečas hatte angekündigt, den Einfluss
Bártas und der von ihm gegründeten Si-
cherheitsfirma ABL auf die Regierung be-
enden zu wollen. Diesem Ziel ist er nur im
Innenministerium näher gekommen. Der
neue Minister Kubice gilt als integer und
erfahren genug, um sich der Unterwande-
rung des Ressorts durch verschiedene Seil-
schaften zu widersetzen. Vor den Wahlen
2006 hatte Kubice dem damaligen sozialde-
mokratischen Parteivorsitzenden Jiří Pa-
roubek in einem Bericht an das Parlament
Kontakte zur Unterwelt vorgehalten. Das
kostete Kubice damals das Amt, erhöhte
aber sein Prestige, führte aber nun dazu,
dass die Linksopposition seine Ernennung
nun heftig kritisiert.

Der ehemalige Fernsehmoderator und
VV-Vorsitzende John, der als Strohmann
des ABL-Gründers Bárta gilt, bleibt in der
Regierung und erhält ausgerechnet die
Korruptionsbekämpfung als Geschäftsbe-
reich. Der neue Verkehrsminister Šmerda
will die Führung seines Ressorts nach eige-
nen Angaben mit seinem früheren Chef ab-
sprechen. Über John und Šmerda dürfte
Bárta also weiter Einfluss auf die Regie-
rung haben. Auch Erziehungsminister Do-
beš arbeitete vor seiner politischen Karrie-
re für ABL.

Da es Nečas nicht gelang, sich in der Re-
gierungskrise durchzusetzen, ist seine
Stellung jetzt noch schwächer als zuvor.
Wie ein an die Medien gelangter Mit-
schnitt eines Gespräches belegt, wollte
eine Gruppe in der ODS um den Frakti-
onsvorsitzenden Petr Tluchor die Beste-
chungsaffäre nützen, um die VV aus der

Koalition auszuschließen und auf diese
Weise auch Nečas loszuwerden. Die Re-
gierungskrise, die bei VV begann, endete
somit bei der ODS, die als tief gespaltene
Partei mit einem schwachen Vorsitzen-
den vorgeführt wurde.

Am Tag der Ernennung der neuen Mi-
nister fand in Prag eine Tagung zum 20.
Jahrestag der Gründung der ODS statt, zu
der auch ihre beiden früheren Vorsitzen-
den Václav Klaus und Mirek Topolánek er-
schienen. Topolánek rief zum Bruch mit
der VV auf, da sie als Instrument einer Spit-
zelfirma eine Bedrohung der Freiheit sei,
und warnte die ODS, den Ratschlägen des
Präsidenten zu folgen. Klaus wiederum
warf Topolánek vor, er habe die ODS un-
terschiedlichen Interessensgruppen ausge-
liefert, und Nečas, dass er zu schwach sei,
um sie wieder zur einer prinzipienfeste Par-
tei der Rechten zu machen.

pes. FRANKFURT, 22. April. Im
Grenzgebiet zwischen Thailand und
Kambodscha ist es am Freitag ein wei-
teres Mal zu Kämpfen gekommen. Der
Schauplatz der Zusammenstöße, bei
denen nach thailändischen Angaben
zwei Mitglieder einer paramilitäri-
schen Einheit ums Leben kamen, war
eine Tempelanlage, die etwa 150 Kilo-
meter südwestlich von Preah Vihear
liegt. Um diesen Tempel, der vom Inter-
nationalen Gerichtshof im Jahre 1962
Kambodscha zugesprochen worden
war, hatte es zuletzt im Februar Kämp-
fe gegeben. Bei den Schießereien am
Freitag wurden nach Angaben des kam-
bodschanischen Regierungssprechers
drei kambodschanische Soldaten getö-
tet. Über Ursache und Verlauf der
Kämpfe gibt es widersprüchliche Anga-
ben. Beide Seiten behaupten, die je-
weils andere habe zuerst geschossen.

Nach den Zusammenstößen im Fe-
bruar hatten sich Kambodscha und
Thailand auf einen Waffenstillstand
verständigt. Dieser sollte von indonesi-
schen Beobachtern überwacht werden.
Bislang konnten diese ihre Posten aber
nicht beziehen. Nach kambodschani-
schen Angaben liegt das daran, dass
Thailand der Mission noch nicht end-
gültig zugestimmt hat.

Das Verhältnis der Nachbarstaaten
ist seit längerer Zeit angespannt. Der
Verlauf der Grenze ist in weiten Teilen
umstritten. Deshalb kommt es immer
wieder zu Konflikten, zumal in beiden
Ländern schnell die „nationale Ehre“
bemüht wird, die es zu verteidigen gel-
te. Erschwerend kommt zur Zeit hinzu,
dass Thailand kurz vor einer Parla-
mentswahl steht. Das Land ist seit eini-
gen Jahren tief gespalten. Anhänger
des vom Militär gestürzten ehemaligen
Premierministers Thaksin Shinawatra
(„Rothemden“) und „Gelbhemden“,
die der Elite des Landes und dem Kö-
nigshaus nahestehen sollen, liefern
sich heftige, zum Teil gewalttätige Aus-
einandersetzungen. Besonders die
„Gelbhemden“ sind in jüngster Zeit
durch nationalistische Äußerungen
aufgefallen. Sie warfen der Regierung
im Konflikt mit Kambodscha zu große
Nachgiebigkeit vor.

Als Reaktion auf die neuerlichen Zu-
sammenstöße forderten Vertreter des
Verbandes Südostasiatischer Nationen
(Asean) die Konfliktparteien zur Mäßi-
gung auf. Der indonesische Außenmi-
nister soll vermitteln.

R.O. WIEN, 22. April. Das ungarische In-
nenministerium hat vier Hundertschaf-
ten Bereitschaftspolizei in die nordostun-
garische Ortschaft Gyöngyöspata beor-
dert, um den Schutz der dort lebenden
Roma zu gewährleisten. Die 400 Polizis-
ten umzingelten und kontrollierten ein
Gelände von mehreren Hektar, auf dem
sich am Freitagvormittag Angehörige der
rechtsradikalen Vereinigung „Véderö“
(„Schutzmacht“), die die Fläche erwor-
ben hat, zusammengefunden haben, um
bis Sonntag paramilitärische Übungen ab-
zuhalten. Die Teilnehmer an dem Ausbil-
dungslager, „vaterlandsliebende Jugendli-
che und Erwachsene, die sich militäri-
sche Grundkenntnisse und Grundkennt-
nisse in der Selbstverteidigung aneignen
möchten“, waren vom „Kommandanten“
Tamás Eszes aufgefordert worden, unifor-
miert und mit Gummigeschoss-Waffen zu
erscheinen. Aus Sorge vor Ausschreitun-
gen haben das Ungarische Rote Kreuz
und die Vereinigung „Gemeinsam für das
Gemeinwohl“ alle Roma-Frauen und
-Kinder – zusammen 276 Personen – aus
dem Ort in Sicherheit gebracht. Sie wur-
den mit Bussen in das Ferienlager Csille-
bérc am Stadtrand von Budapest ver-
bracht, wie die ungarische Nachrichten-
agentur MTI berichtete. Nur noch männli-
che Roma seien in Gyöngyöspata geblie-
ben, um ihre Häuser zu schützen; der Ort
hat insgesamt etwa 2800 Einwohner. Der
Weg zwischen der Roma-Siedlung und
dem Trainingslager ist von der Polizei ge-
sperrt worden.

Seit Wochen sind die Kleinstadt Hajdú-
hadháza sowie Gyöngyöspata und be-
nachbarte Ortschaften mit hohem Roma-
Anteil Schauplätze von Aufmärschen und
„Patrouillen“ der rechtsextremistischen

Bürgerwehr „Szebb Jövöért“ („Für eine
bessere Zukunft“) und anderer Gruppie-
rungen, die nach eigenen Angaben „für
Ordnung und Sicherheit“ sowie gegen „Zi-
geunerkriminalität“ auftreten. Innenmi-
nister Pintér hat deren Aufmärsche zwar
verboten, dennoch kommt es weiter dazu.
Festgenommene Rechtsextremisten muss-
ten aufgrund gerichtlicher Verfügungen
mit der Begründung wieder freigelassen

werden, sie hätten nicht gegen gesetzli-
che Bestimmungen verstoßen. „Szebb Jö-
vöért“ ist die Nachfolgeorganisation der
gerichtlich verbotenen „Ungarischen Gar-
de“ und steht wie diese mit der rechtsradi-
kalen Jobbik-Partei („Bewegung für ein
besseres Ungarn“) in Verbindung. Auch
die „Garde“ hatte mit uniformierten Auf-
märschen in Ortschaften mit hohem Be-
völkerungsanteil von Roma für Aufsehen

gesorgt. Jobbik ist mit 47 Abgeordneten
die drittstärkste Kraft im ungarischen Par-
lament. Ihre Abgeordneten waren in den
betroffenen Ortschaften zusammen mit
Mitgliedern der sogenannten Bürgerweh-
ren aufgetreten. In Budapest stehen der-
zeit vier Männer wegen einer Serie von
sechs Morden an Roma in den Jahren
2008 und 2009 vor Gericht. Zwei von ih-
nen waren Mitglieder der „Garde“.

Haft für Mubarak verlängert – Der
ehemalige ägyptische Präsident Muba-
rak muss weiter in Haft bleiben. Der
Generalstaatsanwalt verlängerte die
Untersuchungshaft am Freitag um wei-
tere 15 Tage, wie Staatsmedien berich-
teten. Der 82 Jahre alte Politiker wird
in einem Krankenhaus in Scharm el
Scheich (Sinai) festgehalten. Ihm wird
Korruption vorgeworfen. Zudem soll
er Gewalt gegen Demonstranten ange-
ordnet haben. Diese Vorwürfe hat Mu-
barak zurückgewiesen. (dpa)
Terroristenführer gefasst – Afghani-
sche und internationale Einsatzkräfte
haben bei Kundus nach eigenen Anga-
ben den Führer der terroristischen Isla-
mischen Bewegung Usbekistans (IBU)
gefasst. Der Islamist sei nach wochen-
langer Beschattung in der zum Verant-
wortungsbereich der Bundeswehr ge-
hörenden Provinz Kundus verhaftet
worden, teilte die internationale
Schutztruppe Isaf in Kabul mit. Der
Mann sei für schwere Sprengstoffan-
schläge im Norden Afghanistans ver-
antwortlich. Am Freitag kamen fünf af-
ghanische Grenzpolizisten bei einem
Anschlag auf ihr Fahrzeug in der Pro-
vinz Kandahar ums Leben. In der östli-
chen Stat Dschalalabad wurden drei
Polizisten bei einem Sprengstoffan-
schlag auf einen Polizeibus getötet.
Die Isaf meldete zwei Gefallene im Os-
ten des Landes. (dpa)
„Al-Qaida-Terrorist getötet“ – Ein füh-
rendes Mitglied des Terrornetzes Al
Qaida im russischen Nordkaukasus ist
nach offiziellen Angaben bei einem
Gefecht mit kremltreuen Einheiten ge-
tötet worden. Der Mann mit dem
Kampfnamen Moganned habe bei den
Islamisten „als unbestrittene religiöse
Autorität und machtvoller Komman-
deur“ gegolten. Das teilte das moskau-
treue Nationale Anti-Terror-Komitee
am Freitag nach Angaben der Agentur
Interfax mit. (dpa)
Gespräche über Menschenrechte –
Eine Delegation der amerikanischen
Regierung reist in der kommenden Wo-
che zu Gesprächen über Menschen-
rechte nach Peking. Zur Sprache kom-
men sollten „der jüngste negative
Trend zu gewaltsamen Verschwinden-
lassen, illegalen Festnahmen, Verhaf-
tungen und Verurteilungen sowie
Rechtsstaatlichkeit, Religions- und
Meinungsfreiheit, die Rechte von Ar-
beitern und Minderheiten und andere
wichtige Menschenrechtsthemen“, teil-
te das Außenministerium in Washing-
ton mit. Die Delegation wolle mit chi-
nesischen Experten zusammentreffen,
hieß es in der Mitteilung. (Reuters)
Anklage in Nordirland – Im Fall des
Anfang des Monats bei einem Bomben-
anschlag getöteten nordirischen Poli-
zisten haben Behörden einen Verdäch-
tigen angeklagt. Wie die nordirische
Polizei mitteilte, werden dem Mann
Waffenbesitz, der Besitz von Spreng-
stoff und die Absicht, damit Menschen
zu gefährden, vorgeworfen. Wann es
zur Verhandlung kommt, war zunächst
unklar. (dapd)
Wahlprüfung in Haiti – Der Sieger der
Präsidentenwahl in Haiti, Michel Mar-
telly, will Vorwürfe prüfen lassen, bei
der Parlamentswahl sei massiv betro-
gen worden. „Die Ergebnisse bei der
Wahl des Abgeordnetenhauses und des
Senats scheinen nicht zu stimmen, der
Wille des Volkes scheint nicht respek-
tiert worden zu sein“, sagte der ehema-
lige Sänger am Donnerstag in einer An-
sprache. Darauf wiesen die zahlrei-
chen Proteste der Menschen hin. Den
scheidenden Staatschef René Préval
rief er auf, die Wahlergebnisse vor ih-
rer Überprüfung auf keinen Fall anzu-
erkennen. Oppositionspolitiker und
ausländische Diplomaten hatten zuvor
Prévals Partei Inité (Einheit) vorgewor-
fen, den Ausgang der Parlamentswah-
len zu ihren Gunsten manipuliert zu
haben. Laut den vom Provisorischen
Wahlrat in der Nacht zum Donnerstag
verkündeten Ergebnissen wurde Inité
in beiden Kammern zur stärksten
Kraft und könnte den Ministerpräsi-
denten stellen. (AFP)
Revolutionsmuseum in Bolivien – Der
Geburtsort des linksgerichteten boli-
vianischen Präsidenten Evo Morales
bekommt ein „Museum der Revoluti-
on“. Das Museum in Orinoca im südbo-
livianischen Hochland werde sich mit
der Entkolonialisierung, der „Befrei-
ung“ der Andenvölker und der Arbeit
seiner Regierung auseinandersetzen,
sagte Morales am Donnerstag bei ei-
nem Besuch in der Region. Studenten
sollten dort in Archiven über die „na-
tionale Befreiung“ forschen können.
Das Museum, das auch einen Konfe-
renzsaal und einen Filmvorführraum
haben soll, wird umgerechnet zwei Mil-
lionen Euro kosten. (AFP)
Anschlag in Indonesien vereitelt –
Die indonesischen Behörden haben ei-
nen Bombenanschlag mit potentiell
verheerenden Folgen außerhalb der
Hauptstadt Jakarta vereitelt. Mehrere
unter einer Gasleitung nahe einer Kir-
che vergrabene Bomben wurden von
der Polizei vor Ort entschärft. Weitere
Bomben waren nahe dem Eingang de-
poniert. Die Sprengsätze waren so pro-
grammiert, dass sie am Morgen des
Karfreitags detoniert wären, zu Be-
ginn des Gottesdienstes in der 3000
Gläubige fassenden katholischen Kir-
che. „Streitkräfte und Polizei sind in er-
höhter Alarmbereitschaft“, sagte Si-
cherheitsminister Djoko Suyanto. Am
Freitag wurden im ganzen Land Hun-
derttausende Polizisten in der Nähe
von Kirchen stationiert, 20 000 allein
in der Hauptstadt Jakarta. (dapd)

Obama erwägt
Friedensplan

Nečas setzt sich in Prager Regierungskrise nicht durch
Sicherheitsfirma behält ihren Einfluss im Kabinett / Klaus ernennt parteilose Minister

Kämpfe um
Tempelanlage

400 Polizisten schützen Roma in ungarischem Dorf
Frauen und Kinder werden vor Aufmarsch von Rechtsextremisten in Sicherheit gebracht

Flucht: Aus Furcht vor Angriffen von Rechtsextremisten verlassen Roma-Familien ein Dorf im Nordosten Ungarns.   Foto dapd

Vergangenheit, die nicht vergehen will
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Die Relikte des italienischen
Faschismus sollen in Südtirol
entschärft werden. Nach
Ostern wird ein Entwurf für
die Umgestaltung des Duce-
Reliefs in Bozen präsentiert.

Von Reinhard Olt

Anstößiger Triumphbogen: Das Siegesdenkmal in Bozen   Foto picture-alliance/dpa


